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Die CDU-Fraktion im Stadtrat von Friedrichsthal 

- Der Vorsitzende -   

Warken-Eckstein-Str. 8 – 66299 Friedrichsthal                                                                  Friedrichsthal, den 24.06.2025. 

An den  

Bürgermeister der Stadt Friedrichsthal 

Rathaus 

Schmidtbornstr. 12 a 

66299 Friedrichsthal 

 

Antrag der CDU-Fraktion: Resolution wegen Weitergabe der Infrastrukturmittel an die Kommunen 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Jung! 

Die CDU-Fraktion im Stadtrat von Friedrichsthal beantragt hiermit gemäß § 42 Abs. 1 S. 4 KSVG in 
Verbindung mit § 17 der Geschäftsordnung des Stadtrats von Friedrichsthal, den nachfolgenden Antrag 
als Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten öffentlichen Sitzung des Stadtrats von 
Friedrichsthal am 2.7.2025 aufzunehmen. 

Die CDU-Fraktion im Stadtrat von Friedrichsthal beantragt, der Stadtrat von Friedrichsthal möge in 
seiner nächsten öffentlichen Sitzung am 2.7.2025 wie folgt beschließen bzw. folgende Resolution 
verabschieden: 

Resolution des Stadtrats von Friedrichsthal zur finanziellen Lage der saarländischen Kommunen und 
zur Forderung nach vollständiger Weitergabe des Bundes-Sondervermögens „Infrastruktur“ an die 
kommunale Ebene  

I. Forderungen: 

1. Der Stadtrat von Friedrichsthal fordert die Landesregierung des Saarlandes und den Landtag 
des Saarlandes auf, die strukturelle Unterfinanzierung der saarländischen Kommunen wie 
insbesondere Friedrichsthal anzuerkennen und gezielte Maßnahmen zur Stärkung der 
kommunalen Finanzbasis zu ergreifen. 

2. Das für das Saarland vorgesehene Bundes-Sondervermögen „Infrastruktur“ in Höhe von rund 
1,2 Milliarden Euro muss vollständig und ohne Abzüge an die kommunale Ebene im Saarland 
und insbesondere an finanziell notleidende Kommunen wie Friedrichsthal weitergeleitet 
werden. Das Land darf keine Mittel für eigene Programme oder als Gegenfinanzierung 
vereinnahmen, sondern muss diese transparent und nach einem klaren, 
bevölkerungsbasierten Schlüssel (z. B. Einwohnerzahlen) zügig an die Kommunen weiterleiten. 

3. Der Stadtrat von Friedrichsthal fordert die schnellstmögliche Reform des Kommunalen 
Finanzausgleichsgesetzes (KFAG) mit dem Ziel, die kommunale Selbstverwaltung im Saarland 
dauerhaft zu sichern. Nur ein gerechter und strukturell tragfähiger Finanzausgleich ermöglicht 
es den Kommunen wie Friedrichsthal, ihre gesetzlichen Aufgaben zuverlässig zu erfüllen 
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II. Weiterleitung: 

Diese Resolution mit Forderungen und Begründung ist von der Stadtverwaltung der 
Ministerpräsidentin des Saarlandes, dem Minister für Finanzen und Wissenschaft des Saarlandes sowie 
dem Minister für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes zuzuleiten. Sie soll zudem dem 
Saarländischen Städte- und Gemeindetag sowie dem Landkreistag des Saarlandes und den Fraktionen 
im saarländischen Landtag zur Kenntnis gegeben werden. 

BEGRÜNDUNG: 

1. Finanzielle Situa.on der saarländischen Kommunen  

1. 1. Ausgangslage: Strukturelle Unterfinanzierung und Inves88onsstau 
Die saarländischen Kommunen  und insbesondere die Stadt Friedrichsthal befinden sich in einer 
anhaltend schwierigen Finanzlage. Die finanzielle Situation der saarländischen Kommunen wie z.B. 
Friedrichsthal hat sich infolge mehrerer Krisenjahre (Flüchtlingskrise 2015, Corona, Angriffskrieg 
Russlands) und deren Herausforderungen verschlechtert – geprägt von dauerhaft geringen Einnahmen 
und gleichzeitig steigenden Ausgaben.  

Beispiele für geringe, unzureichende Einnahmen und hohe Kosten für Kommunen wie Friedrichsthal: 

• Die Kommunen tragen die Hauptverantwortung für die öffentliche Infrastruktur. Für die 
Bürgerinnen und Bürger ist der Zustand dieser Einrichtungen – von Schulen, 
Dorfgemeinschaftshäuser, Feuerwehrgerätehäuser über Straßen bis zu Verwaltungsgebäuden 
– der sichtbarste Ausdruck staatlicher Leistungsfähigkeit. Sie erleben ihn täglich unmittelbar 
vor Ort. 

• Ein erheblicher Sanierungsstau, insbesondere bei Schulen, Sportstätten, 
Verwaltungsgebäuden und Straßen, belastet die Handlungsfähigkeit der Kommunen massiv. 

• Es besteht ein hoher Altschuldenstand, der in Kombination mit steigenden Ausgaben in der 
Daseinsvorsorge (z. B. Erhalt Infrastruktur, Ganztagsbetreuung, Flüchtlingsunterbringung, 
Regionalverbands- bzw. Kreisumlageumlage), die den finanziellen Spielraum der Kommunen 
drastisch einschränkt. 

• Die Kommunen sind verpflichtet, die Regularien des Saarlandpaktes einzuhalten und somit 
keine weiteren Schulden aufzunehmen und die Altschulden sukzessiv abzubauen. 

• Keine auskömmliche und strukturelle Finanzierung durch den Kommunalen (vertikalen) 
Finanzausgleich durch die Landesregierung. 

Der aktuelle Kommunale Finanzreport der Bertelsmann Stiftung (2023) bestätigt diese strukturellen 
Schwächen: Die Bertelsmann Stiftung bewertet die finanzielle Lage vieler Kommunen als fragil – 
besonders kritisch ist die Situation im Saarland. Die Herausforderungen der 
Nachhaltigkeitstransformation treffen hier auf eine kommunale Finanzstruktur, die nicht nachhaltig 
und hoch defizitär ist: 

• Finanzierungssaldo: Das Saarland wies 2022 mit –181 Euro je Einwohner das bundesweit 
schlechteste Ergebnis aus.  
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• Steuereinnahmen: Die Kommunen im Saarland erzielten nur ca. 1.226 Euro je Einwohner, was 
im unteren Mittelfeld liegt. Zum Vergleich: Bayern 1.990 €. 

• Sozialausgaben: Mit 635 € je Einwohner liegt das Saarland in der unteren Hälfte, aber die 
strukturelle Belastung durch Sozialausgaben ist aufgrund geringer Steuereinnahmen 
proportional stärker. 

• Investitionen: Die kommunalen Investitionen pro Kopf sind mit 321 € die niedrigsten aller 
Flächenländer. Zum Vergleich: Bayern 792 €, Bundesdurchschnitt 537 €. 

• Kassenkredite: Diese Art der „kommunalen Überziehungskredite“ ist im Saarland mit rund 700 
€ je Einwohner ebenfalls hoch, trotz leichter Rückgänge durch den Saarlandpakt. 

1.2. Handlungsnotwendigkeiten für die saarländischen Kommunen  
• Der Kommunale Finanzausgleich (KFA) ist zur Umsetzung der gesetzlichen Verpflichtungen 

und der Daseinsvorsorge für die saarländischen Kommunen wie Friedrichsthal nicht 
auskömmlich und muss folglich schnellstmöglich angepasst werden.  

• Die hohe Kreis- bzw. Regionalverbandsumlage, auch für Friedrichsthal, bedingt durch 
Sozialausgaben und Personalkosten der Landkreise, entzieht Städten und Gemeinden 
zusätzlich Mittel. 

• Die im Koalitionsvertrag angekündigte Beteiligung des Bundes an kommunalen Altschulden 
mit 250 Mio. Euro jährlich für alle notleidenden Städte und Gemeinden in Deutschland ist ein 
erster Schritt, reicht aber bei weitem nicht aus. 

• Bürokratieabbau insbesondere bei Förderprogrammen, z. B. durch pauschale 
Mittelzuweisungen statt kleinteiliger Antragsverfahren. 

• Stärkung kommunaler Investitionskraft durch gezielte Bundesprogramme und deren 
vollständige und direkte Weitergabe an die Kommunen (z. B. Sondervermögen Infrastruktur). 
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2. Sonderprogramm „Infrastruktur“ des Bundes  
Im Rahmen des Bundes-Sondervermögens „Infrastruktur“ in Höhe von 500 Mrd. Euro sollen 100 Mrd. 
Euro zweckgebunden an Länder und Kommunen weitergegeben werden. Die Verteilung auf die Länder 
erfolgt dabei gemäß Beschluss der Finanzministerkonferenz nach dem Königssteiner Schlüssel. Das 
Saarland würde auf dieser Grundlage über zehn Jahre hinweg rund 1,2 Mrd. Euro erhalten. Der 
Vorschlag der Finanzminister wird nun unter den Ministerpräsidenten beraten werden.  

Wir fordern aufgrund der finanziellen Situation der saarländischen Kommunen und vor allem unserer 
Stadt Friedrichsthal, dass diese 1,2 Mrd. Euro vollständig und ohne Abzüge an die kommunale Ebene 
weitergegeben werden. Das Land soll keine Mittel einbehalten oder für eigene Programme 
verwenden, sondern ausschließlich als durchleitende Instanz fungieren. Ebenso sollen keine weiteren 
landesseitigen Auflagen zur Verschärfung der Mittelverwendung erstellt werden, sodass eine zügige 
und transparente Verteilung über bestehende Schlüssel (z. B. Einwohnerzahlen) erfolgen kann.  

Dies insbesondere, da die Investitionsmittel des Landes bereits gestärkt wurden und werden: 

• Das Land kann sich über die 0,35 %-Regelung der Schuldenbremse neu verschulden. 

• Zusätzliche Einnahmen durch den Zensus entlasten das Land. 

• Sondervermögen des Landes (z. B. Transformationsfonds) verschaffen dem Land zusätzlichen 
Handlungsspielraum. 
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3. Mögliche Verteilung des Sondervermögens im 
Saarland  
Für das Saarland entfallen nach dem Königsteiner Schlüssel rund 1,2 Mrd. Euro über 10 Jahre. Die 
vollständige Weitergabe der Finanzmittel an die kommunale Ebene wird angenommen. Es wurden 
exemplarisch ein Modell der Verteilung zwischen den Städten und Gemeinden sowie den Landkreisen 
und dem Regionalverband erstellt (85/15). Der Verteilschlüssel berücksichtigt die jeweiligen 
Einwohnerzahlen gemäß Basis Zensus 2022 mit Stand vom 05.03.2025 des Statistischen Landesamts 
Saarland.  

Danach würden die saarländischen Kommunen und auch die Stadt Friedrichsthal folgende Mittel aus 
dem Infrastrukturvermögen erhalten: 

 

Kommune Einwohnerzahl Landkreis Modell 
85/15 

Beckingen 15.472 Landkreis Merzig-Wadern 15.583.237 
Losheim am See 16.54 Landkreis Merzig-Wadern 16.658.915 
Merzig 31.722 Landkreis Merzig-Wadern 31.950.067 
Mettlach 12.711 Landkreis Merzig-Wadern 12.802.386 
Perl 9.498 Landkreis Merzig-Wadern 9.566.286 
Wadern 16.509 Landkreis Merzig-Wadern 16.627.692 
Weiskirchen 6.569 Landkreis Merzig-Wadern 6.616.228 
Landkreis 

 
Landkreis Merzig-Wadern 19.377.320 

    
Eppelborn 16.699 Landkreis Neunkirchen 16.819.058 
Illingen 15.929 Landkreis Neunkirchen 16.043.522 
Merchweiler 10.147 Landkreis Neunkirchen 10.219.952 
Neunkirchen 47.475 Landkreis Neunkirchen 47.816.324 
Ottweiler 14.323 Landkreis Neunkirchen 14.425.976 
Schiffweiler 15.815 Landkreis Neunkirchen 15.928.703 
Spiesen-
Elversberg 

13.078 Landkreis Neunkirchen 13.172.025 

Landkreis 
 

Landkreis Neunkirchen 23.722.158 
    
Bous 7.187 Landkreis Saarlouis 7.238.671 
Dillingen/ Saar 21.582 Landkreis Saarlouis 21.737.165 
Ensdorf 6.88 Landkreis Saarlouis 6.929.464 
Lebach 19.568 Landkreis Saarlouis 19.708.685 
Nalbach 9.293 Landkreis Saarlouis 9.359.813 
Rehlingen-
Siersburg 

14.959 Landkreis Saarlouis 15.066.549 

Saarlouis 37.577 Landkreis Saarlouis 37.847.162 
Saarwellingen 13.678 Landkreis Saarlouis 13.776.339 
Schmelz 16.958 Landkreis Saarlouis 17.079.920 
Schwalbach 18.112 Landkreis Saarlouis 18.242.217 
Wadgassen 18.032 Landkreis Saarlouis 18.161.642 
Wallerfangen 9.38 Landkreis Saarlouis 9.447.438 
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Überherrn 12.135 Landkreis Saarlouis 12.222.245 
Landkreis 

 
Landkreis Saarlouis 36.497.172 

    
Freisen 8.103 Landkreis St. Wendel 8.161.257 
Marpingen 10.325 Landkreis St. Wendel 10.399.232 
Namborn 7.12 Landkreis St. Wendel 7.171.190 
Nohfelden 9.999 Landkreis St. Wendel 10.070.888 
Nonnweiler 8.504 Landkreis St. Wendel 8.565.140 
Oberthal 6.087 Landkreis St. Wendel 6.130.763 
St. Wendel 25.424 Landkreis St. Wendel 25.606.787 
Tholey 12.403 Landkreis St. Wendel 12.492.172 
Landkreis 

 
Landkreis St. Wendel 15.634.840 

    
Friedrichsthal 10.172 Regionalverband 

Saarbrücken 
10.245.132 

Großrosseln 7.74 Regionalverband 
Saarbrücken 

7.795.647 

Heusweiler 18.466 Regionalverband 
Saarbrücken 

18.598.762 

Kleinblittersdorf 10.887 Regionalverband 
Saarbrücken 

10.965.273 

Püttlingen 18.387 Regionalverband 
Saarbrücken 

18.519.194 

Quierschied 12.923 Regionalverband 
Saarbrücken 

13.015.911 

Riegelsberg 14.357 Regionalverband 
Saarbrücken 

14.460.220 

Saarbrücken 182.421 Regionalverband 
Saarbrücken 

183.732.526 

Sulzbach/ Saar 16.397 Regionalverband 
Saarbrücken 

16.514.887 

Völklingen 40.926 Regionalverband 
Saarbrücken 

41.220.240 

Landkreis 
 

Regionalverband 
Saarbrücken 

59.129.610 

    
Bexbach 17.851 Saarpfalz-Kreis 17.979.341 
Blieskastel 20.207 Saarpfalz-Kreis 20.352.279 
Gersheim 6.257 Saarpfalz-Kreis 6.301.985 
Homburg 43.305 Saarpfalz-Kreis 43.616.344 
Kirkel 10.212 Saarpfalz-Kreis 10.285.420 
Mandelbachtal 10.893 Saarpfalz-Kreis 10.971.316 
St. Ingbert 35.525 Saarpfalz-Kreis 35.780.409 
Landkreis 

 
Saarpfalz-Kreis 25.638.899 
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4, Zusammenfassende Feststellungen: 

1. Der Stadtrat von Friedrichsthal stellt fest, dass sich die Kommunen im Saarland und 
insbesondere auch die Stadt Friedrichsthal in einer strukturell schwierigen finanziellen Lage 
befinden. Die zurückliegenden Krisenjahre – die Flüchtlingskrise 2015, die Corona-Pandemie 
ab 2020 sowie der Ukrainekrieg seit 2022 – haben die finanziellen Herausforderungen für 
Städte und Gemeinden wie Friedrichsthal und die Gemeindeverbände wie den 
Regionalverband Saarbrücken erheblich verschärft. 

2. Trotz lokaler Haushaltsdisziplin und zahlreicher Konsolidierungsmaßnahmen gelingt es vielen 
Kommunen nur mit großer Anstrengung oder gar nicht, einen ausgeglichenen Haushalt 
vorzulegen. Der Stadtrat von Friedrichsthal bekennt sich zur Einhaltung der Vorgaben des 
Saarlandpaktes und steht zu einem nachhaltigen und generationengerechten Haushaltskurs. 

3. Gleichzeitig besteht ein erheblicher Investitions- und Erneuerungsbedarf vor Ort. Der Stadtrat 
von Friedrichsthal unterstreicht, dass zahlreiche Maßnahmen zur Sanierung von Infrastruktur, 
Energieeffizienz, Digitalisierung, Daseinsvorsorge, Kinderbetreuung und Mobilität bereits 
angestoßen oder in Planung sind – vielfach jedoch an fehlenden Finanzmitteln scheitern. 

4. Die kommunale Investitionsfähigkeit im Saarland ist bundesweit am niedrigsten. Hinzu 
kommen hohe Sozialausgaben, niedrige Steuereinnahmen und weiterhin erhebliche 
Altschuldenlasten. Der Kommunale Finanzreport 2023 der Bertelsmann Stiftung bestätigt die 
strukturelle Schwäche der saarländischen Kommunalfinanzen von Kommunen wie z.B. 
Friedrichsthal. 

5. Der bestehende Kommunale Finanzausgleich (KFAG) reicht nicht aus, um den Städten und 
Gemeinden im Saarland wie Friedrichsthal eine verlässliche, faire und aufgabengerechte 
Finanzierung zu sichern. 

6. Der Stadtrat von Friedrichsthal betont, dass vor Ort in jeder Kommune und auch in 
Friedrichsthal eine Verantwortung besteht, einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung und zur 
Modernisierung zu leisten. Sparmaßnahmen, Aufgabenkritik, Einnahmeverbesserungen, 
Fördermittelakquise und interkommunale Zusammenarbeit sind fester Bestandteil 
kommunaler Haushaltsstrategie. Dennoch sind viele Projekte und Zukunftsaufgaben ohne 
substanzielle Bundes- und Landesmittel nicht finanzierbar. 

Zusammengefasst: 

 Es ist aufgrund all dessen notwendig, dass die Mittel aus dem Infrastrukturvermögen des 
Bundes ungekürzt durch das Land zu 100 % zeitnah an die finanzschwachen  saarländischen 
Kommunen wie Friedrichsthal weitergeleitet werden, damit diese ihren Aufgaben 
nachkommen und notwendige Investitionen in die Infrastruktur vor Ort und deren 
Modernisierung erbringen können – zum Wohle unserer Bürgerinnen und Bürger, unserer 
Unternehmen und unserer Vereine vor Ort!  

 

                                                                                         Mit freundlichen Grüßen 

Für die CDU-Fraktion im Stadtrat von Friedrichsthal: 



8 
 

 

 

 

                                                                                                                                                        Gez. Daniel Jung 

                                                                                                                                               Fraktionsvorsitzender   


